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Norm

AsylG 2005 841 Abs6
AsylG 2005 85 Abs1
1. AsylG 2005 § 41 heute

2. AsylG 2005 § 41 giltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
3. AsylG 2005 § 41 giiltig von 21.05.2016 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
4. AsylG 2005 § 41 glltig von 01.04.2009 bis 31.12.2013aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012
5. AsylG 2005 § 41 giiltig von 01.07.2008 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
6. AsylG 2005 & 41 gultig von 01.01.2006 bis 30.06.2008
1. AsylG 2005 § 5 heute
2. AsylG 2005 § 5 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
3. AsylG 2005 § 5 gultig von 01.01.2014 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
4. AsylG 2005 § 5 gultig von 01.07.2008 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
5. AsylG 2005 8§ 5 glltig von 01.01.2006 bis 30.06.2008

Spruch

S22 412.874-1/2010-5E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. Isabella ZOPF als Einzelrichterin Uber die Beschwerde des XXXX alias
XXXX, StA. Tunesien alias Marokko, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 15.04.2010, ZI. 10 01.048-EAST-Ost,
zu Recht erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. Isabella ZOPF als Einzelrichterin Uber die Beschwerde
des romisch 40 alias romisch 40 , StA. Tunesien alias Marokko, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom
15.04.2010, ZI. 10 01.048-EAST-Ost, zu Recht erkannt:

I. Die Beschwerde wird gemaf38 5 AsylG 2005 BGBI | 2005/100 idgF als unbegrindet abgewiesen.rémisch eins. Die
Beschwerde wird gemal Paragraph 5, AsylG 2005 BGBI rémisch eins 2005/100 idgF als unbegriindet abgewiesen.

Il. GemalRR§& 41 Abs 6 AsylG 2005 BGBI | 2005/100 idgF wird festgestellt, dass die Ausweisung zum Zeitpunkt der
Erlassung des angefochtenen Bescheides rechtmallig war.romisch zwei. Gemal3 Paragraph 41, Absatz 6, AsylG 2005
BGBI romisch eins 2005/100 idgF wird festgestellt, dass die Ausweisung zum Zeitpunkt der Erlassung des
angefochtenen Bescheides rechtmaRig war.
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Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang und Sachverhaltromisch eins. Verfahrensgang und Sachverhalt:
1. Der BeschwerdefUhrer (BF) stellte am 03.02.2010 einen Antrag auf internationalen Schutz in Osterreich.

2. Der BF wurde am 04.02.2010 durch Organe des ¢ffentlichen Sicherheitsdienstes ersteinvernommen; dabei gab er zu
seinem Reiseweg an, dass er vorerst im August 2007 nach Spanien gefahren war. Anschlieend sei er nach Italien und
von dort nach Deutschland gereist. Von Deutschland sei er nach Italien abgeschoben worden, aber wenig spater sei er
wieder Uber Deutschland nach Holland gereist; dort habe er um Asyl angesucht, sei aber wieder nach Italien
abgeschoben worden. Einige Tage spater sei er in die Schweiz gereist und habe dort ebenso um Asyl angesucht, sein
Asylantrag sei aber abgelehnt worden. Er sei dann anschlieBend nach Deutschland, wieder in die Schweiz und von dort
nach Osterreich gefahren, um hier gegensténdlichen Asylantrag zu stellen.

Sein Land habe er verlassen, weil er in XXXX geboren sei und in Marokko keine Rechte habe. Er kdnne sich nicht frei
bewegen und habe in XXXX keine Arbeit gehabt.Sein Land habe er verlassen, weil er in rémisch 40 geboren sei und in
Marokko keine Rechte habe. Er kdnne sich nicht frei bewegen und habe in rémisch 40 keine Arbeit gehabt.

3. Uber den Beschwerdefilhrer scheinen zwei Eurodac-Treffer (jeweils Asylantragstellungen - vgl. AS 7) auf - am
06.05.2008 in Chemnitz (Deutschland) und am 02.07.2009 in Chiasso (Schweiz).3. Uber den Beschwerdefiihrer
scheinen zwei Eurodac-Treffer (jeweils Asylantragstellungen - vergleiche AS 7) auf - am 06.05.2008 in Chemnitz
(Deutschland) und am 02.07.2009 in Chiasso (Schweiz).

4. Vom Bundesasylamt wurde vorerst am 11.02.2010 ein Wiederaufnahmeersuchen an die Schweiz (Mitteilung gemaf
8§ 29 Abs. 3 AsylG an den BF am 15.02.2010) gestellt. Gemal dortiger Antwort hatten eindeutige Hinweise ergeben, dass
die betreffende Person Uber Italien eingereist war. Ein Aufnahmegesuch der Schweiz an Italien sei am 02.12.2009 ohne
Antwort seitens Italien verfristet. Somit liege die Zustandigkeit fur die Durchfuhrung des Asylantrages bei Italien, dem
Wiederaufnahmeersuchen kénne daher von der Schweiz nicht entsprochen werden (vgl. Dublin-Akt).4. Vom
Bundesasylamt wurde vorerst am 11.02.2010 ein Wiederaufnahmeersuchen an die Schweiz (Mitteilung gemaR
Paragraph 29, Absatz 3, AsylG an den BF am 15.02.2010) gestellt. GemaR dortiger Antwort hatten eindeutige Hinweise
ergeben, dass die betreffende Person Uber Italien eingereist war. Ein Aufnahmegesuch der Schweiz an Italien sei am
02.12.2009 ohne Antwort seitens Italien verfristet. Somit liege die Zustandigkeit fur die Durchfuhrung des Asylantrages
bei Italien, dem Wiederaufnahmeersuchen kénne daher von der Schweiz nicht entsprochen werden vergleiche Dublin-
Akt).

In der Folge wurde vom Bundesasylamt am 25.02.2010 (Mitteilung gemaf3 § 29/3 an den BF erging am 26.02.2010) ein
Wiederaufnahmeersuchen gemal3 Art. 16/1/c der Dublin 1I-VO an Italien gestellt. Italien antwortete nicht binnen
Monatsfrist; mit Schreiben vom 29.03.2010 wurde den italienischen Behdrden mitgeteilt, dass Italien mangels
(fristgerechter) Beantwortung des Wiederaufnahmeersuchens Osterreichs gemaR Art. 20 (1)(c) Dublin 1I-VO zustindig
geworden sei (vgl. Dublin - Akt).In der Folge wurde vom Bundesasylamt am 25.02.2010 (Mitteilung gemal3 Paragraph 29
/, 3, an den BF erging am 26.02.2010) ein Wiederaufnahmeersuchen gemaf Artikel 16 /, eins /, ¢, der Dublin 1I-VO an
Italien gestellt. Italien antwortete nicht binnen Monatsfrist; mit Schreiben vom 29.03.2010 wurde den italienischen
Behorden mitgeteilt, dass Italien mangels (fristgerechter) Beantwortung des Wiederaufnahmeersuchens Osterreichs
gemald Artikel 20, (1)(c) Dublin II-VO zusténdig geworden sei vergleiche Dublin - Akt).

5. In der Einvernahme vor dem Bundesasylamt am 15.04.2010 gab der BF an, dass seine Angaben zur Reise und zum
Asylantrag richtig seien. Entgegen den Angaben in der Erstbefragung laute aber sein Name XXXX und sei
Staatsangehdriger von Tunesien. Nach Italien wolle er nicht.5. In der Einvernahme vor dem Bundesasylamt am
15.04.2010 gab der BF an, dass seine Angaben zur Reise und zum Asylantrag richtig seien. Entgegen den Angaben in
der Erstbefragung laute aber sein Name rémisch 40 und sei Staatsangehdériger von Tunesien. Nach Italien wolle er
nicht.

6. Mit dem angefochtenen Bescheid vom 15.04.2010, FZ. 10 01.048-EAST Ost, wurde dieser Antrag des
Beschwerdefiihrers auf internationalen Schutz vom 03.02.2010 - ohne in die Sache einzutreten - gemaR § 5 Abs. 1
AsylG 2005 als unzuldssig zurtickgewiesen und ausgesprochen, dass fur die Prifung des gegenstandlichen Antrages
auf internationalen Schutz gemaR Art. 16/1/c iVm 20/1/c der Verordnung Nr. 343/2003 (EG) des Rates Italien zustandig
sei. Gleichzeitig wurde der Beschwerdeflhrer gemals § 10 Abs. 1 Z 1 AsylG aus dem 0&sterreichischen Bundesgebiet
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nach Italien ausgewiesen und festgestellt, dass demzufolge die Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung
nach Italien gemal 8 10 Abs. 4 AsylG zuldssig sei.6. Mit dem angefochtenen Bescheid vom 15.04.2010, FZ. 10 01.048-
EAST Ost, wurde dieser Antrag des Beschwerdeflhrers auf internationalen Schutz vom 03.02.2010 - ohne in die Sache
einzutreten - gemal Paragraph 5, Absatz eins, AsylG 2005 als unzuldssig zurlckgewiesen und ausgesprochen, dass fur
die Prufung des gegenstandlichen Antrages auf internationalen Schutz gemaf3 Artikel 16 /, eins /, ¢, in Verbindung mit
20/1/c der Verordnung Nr. 343 aus 2003, (EG) des Rates Italien zustandig sei. Gleichzeitig wurde der Beschwerdeflhrer
gemal’ Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG aus dem Osterreichischen Bundesgebiet nach Italien ausgewiesen
und festgestellt, dass demzufolge die Zurlckweisung, Zuriickschiebung oder Abschiebung nach Italien gemafR
Paragraph 10, Absatz 4, AsylG zulassig sei.

Zur Person des BF wurde festgestellt, dass seine Identitat nicht feststehe. Es habe sich weder eine derart schwere
kérperliche oder ansteckende Krankheit noch eine psychische Stérung, die bei einer Uberstellung/Abschiebung nach
Italien eine unzumutbare Verschlechterung seines Gesundheitszustandes bewirken wirde, ergeben.

Aus seinen Angaben seien keine stichhaltigen Griinde fir die Annahme glaubhaft gemacht worden, dass er tatsachlich
konkret Gefahr liefe, in Italien Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen zu
werden oder dass ihm eine Verletzung seiner durch Art. 3 EMRK gewahrleisteten Rechte dadurch drohen kénnte.Aus
seinen Angaben seien keine stichhaltigen Griinde fur die Annahme glaubhaft gemacht worden, dass er tatsachlich
konkret Gefahr liefe, in Italien Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen zu
werden oder dass ihm eine Verletzung seiner durch Artikel 3, EMRK gewahrleisteten Rechte dadurch drohen kénnte.

Aus seinem Vorbringen und dem amtswegigen Ermittlungsverfahren ergebe sich, dass Artikel 16/1/c iVm 20/1/c der
Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates erflllt sei. Der im Spruch genannte Mitgliedstaat sei auf dieser Grundlage
bereit, ihn einreisen zu lassen und seinen Antrag auf internationalen Schutz zu prifen bzw. die sonstigen ihn aus der
Dublin Verordnung treffenden Verpflichtungen zu erflllen.Aus seinem Vorbringen und dem amtswegigen
Ermittlungsverfahren ergebe sich, dass Artikel 16/1/c in Verbindung mit 20/1/c der Verordnung (EG) Nr. 343 aus 2003,
des Rates erflllt sei. Der im Spruch genannte Mitgliedstaat sei auf dieser Grundlage bereit, ihn einreisen zu lassen und
seinen Antrag auf internationalen Schutz zu prifen bzw. die sonstigen ihn aus der Dublin Verordnung treffenden
Verpflichtungen zu erfillen.

Ein von ihm im besonderen MaRe substantiiertes, glaubhaftes Vorbringen betreffend das Vorliegen besonderer,
bescheinigter auRergewéhnlicher Umstande, die die Gefahr einer Verletzung der EMRK im Falle einer Uberstellung
ernstlich moglich erscheinen liel3en, sei im Verfahren nicht hervorgekommen. Die Regelvermutung des § 5 Abs. 3 AsylG
treffe daher zu. Ein Anlass fir die Austiibung des Selbsteintrittsrechtes des Art. 3 Abs. 2 Dublin VO habe sich nicht
ergeben.Ein von ihm im besonderen Malle substantiiertes, glaubhaftes Vorbringen betreffend das Vorliegen
besonderer, bescheinigter auBergewdhnlicher Umstande, die die Gefahr einer Verletzung der EMRK im Falle einer
Uberstellung ernstlich méglich erscheinen lieRen, sei im Verfahren nicht hervorgekommen. Die Regelvermutung des
Paragraph 5, Absatz 3, AsylG treffe daher zu. Ein Anlass fir die Austibung des Selbsteintrittsrechtes des Artikel 3,
Absatz 2, Dublin VO habe sich nicht ergeben.

Bei Berucksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kdnnten keine Hinweise gefunden werden, welche den Schluss
zulieRen, dass durch seine Ausweisung auf unzulassige Weise im Sinne von Art. 8 Abs. 2 EMRK in sein Recht auf Schutz
des Familien- und Privatlebens eingegriffen werde.Bei Berlcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kdnnten keine
Hinweise gefunden werden, welche den Schluss zulieBen, dass durch seine Ausweisung auf unzuldssige Weise im
Sinne von Artikel 8, Absatz 2, EMRK in sein Recht auf Schutz des Familien- und Privatlebens eingegriffen werde.

7. Gegen diesen Bescheid wurde fristgerecht Beschwerde erhoben. Hinsichtlich des Inhaltes der Beschwerde wird auf
den Akteninhalt (VWGH 16. 12. 1999, 99/20/0524) verwiesen.

Im Wesentlichen wurde von ihm vorgebracht, dass er um Unterstlitzung bei der freiwilligen Ruckkehr in seinen
Herkunftsstaat ersucht habe. Er warte derzeit auf seine Identitdtsdokumente, die ihm von seinen Verwandten
geschickt wurden, um eine Ruckkehr nach Tunesien zu ermdéglichen.

Der BF mdchte nicht nach Italien abgeschoben werden, da die Situation fur Asylwerber und Fremde - insbesondere in
den Haftzentren - menschenunwiirdig sei. Durch die Vollziehung der Ausweisung bestehe fir ihn ein "real risk" dass er
in seinen Grundrechten, insbesondere Art. 3 EMRK verletzt wiirde. Die Lage fur illegale Einwanderer habe sich in letzter
Zeit verschlechtert. Italien verletzte auch laufend das Verbot von Refoulement.Der BF mdchte nicht nach Italien
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abgeschoben werden, da die Situation fir Asylwerber und Fremde - insbesondere in den Haftzentren -
menschenunwurdig sei. Durch die Vollziehung der Ausweisung bestehe fur ihn ein "real risk" dass er in seinen
Grundrechten, insbesondere Artikel 3, EMRK verletzt wiirde. Die Lage fur illegale Einwanderer habe sich in letzter Zeit
verschlechtert. Italien verletzte auch laufend das Verbot von Refoulement.

Es werde auch beantragt, der Beschwerde die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen.

Il. Der Asylgerichtshof hat durch die zustandige Richterin Uber die gegenstandliche Beschwerde wie folgt
erwogen:romisch zwei. Der Asylgerichtshof hat durch die zustandige Richterin Uber die gegenstandliche Beschwerde
wie folgt erwogen:

1. Verfahrensgang und Sachverhalt ergeben sich aus dem vorliegenden Verwaltungsakt.

1.1. Im vorliegenden Fall ist entscheidungswesentlich davon auszugehen, dass sich der Beschwerdefuhrer ab dem Jahr
2007 in mehreren Landern der Europdischen Union bzw. in der Schweiz illegal - davon zuletzt (zwischen den
Asylantragstellungen in Deutschland am 06.05.2008 und in der Schweiz am 02.07.2009) mehrere Monate in lItalien -
aufgehalten hat.

Die 6sterreichische Behorde richtete aufgrund der Asylantragstellung des Beschwerdefiihrers in Osterreich am
11.02.2010 ein Wiederaufnahmeersuchen gemal3 Art. 16/1/e der Dublin Il VO an die Schweiz - die diesbezlgliche
Mitteilung gemaR 8 29 Abs. 3 AsylG an den BF erging am 15.02.2010. Die Schweizer Behdrde lehnte aber das
Wiederaufnahmeersuchen Osterreichs ab, weil die Schweiz ihrerseits (wegen der Asylantragstellung des BF am
02.07.2009 in der Schweiz) ein Aufnahmegesuch an ltalien gestellt hatte und diesbeziglich am 02.12.2009 - wegen
Unterbleibens einer Antwort aus Italien - Verfristung eingetreten war.Die 6sterreichische Behorde richtete aufgrund
der Asylantragstellung des Beschwerdefiihrers in Osterreich am 11.02.2010 ein Wiederaufnahmeersuchen geméaR
Artikel 16 /, eins /, e, der Dublin rémisch zwei VO an die Schweiz - die diesbezlgliche Mitteilung gemal3 Paragraph 29,
Absatz 3, AsylG an den BF erging am 15.02.2010. Die Schweizer Behdrde lehnte aber das Wiederaufnahmeersuchen
Osterreichs ab, weil die Schweiz ihrerseits (wegen der Asylantragstellung des BF am 02.07.2009 in der Schweiz) ein
Aufnahmegesuch an lItalien gestellt hatte und diesbezuglich am 02.12.2009 - wegen Unterbleibens einer Antwort aus
Italien - Verfristung eingetreten war.

Das Bundesasylamt stellte daher gemal3 Art. 16/1/c der Dublin 1I-VO an lItalien. Die diesbezugliche Mitteilung gemafis
29 Abs. 3 AsylG erging an den BF am 26.02.2010. Infolge Verfristung wurde Italien gemal3 Art. 20 Abs. 1 lit. ¢ der Dublin
[I-VO zustandig; mit Schreiben vom 29.03.2010 wurde Italien diese Verfristung mitgeteilt.Das Bundesasylamt stellte
daher gemald Artikel 16 /, eins /, ¢, der Dublin II-VO an lItalien. Die diesbezigliche Mitteilung gemald Paragraph 29,
Absatz 3, AsylG erging an den BF am 26.02.2010. Infolge Verfristung wurde Italien gemal3 Artikel 20, Absatz eins, Litera
¢, der Dublin 11-VO zustandig; mit Schreiben vom 29.03.2010 wurde Italien diese Verfristung mitgeteilt.

1.2. Die Identitdt und Staatsangehdrigkeit des Beschwerdefuhrers ist ungeklart; relevante familidre oder private
Bindungen im Bundesgebiet konnten nicht festgestellt werden. Der Beschwerdeflhrer leidet gegenwartig an keiner
schweren, lebensbedrohenden Erkrankung, die seiner Uberstellung nach Italien entgegensteht.

1.3.1. In Bezug auf Italien ist die Verordnung 2003/343/EG zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung
des Mitgliedstaates, der fur die Prifung eines von einem Drittstaatsangehorigen gestellten Asylantrags in einem
Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zustandig ist, ABl. L 50 vom 25.2.2003, S. 1, anwendbar.1.3.1. In Bezug auf Italien
ist die Verordnung 2003/343/EG zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaates, der
fur die Prufung eines von einem Drittstaatsangehdrigen gestellten Asylantrags in einem Mitgliedstaat gestellten
Asylantrags zustandig ist, Amtsblatt L 50 vom 25.2.2003, S. 1, anwendbar.

1.3.2. Ebenso sind in Bezug auf Italien anwendbar:

e Strichaufzahlung
die Richtlinie 2004/83/EG Uber Mindestnormen fur die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehoérigen
oder Staatenlosen als Fltichtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benétigen, und Uber
den Inhalt des zu gewahrenden Schutzes, ABI. L 304 vom 30.9.2004, S. 12 (Statusrichtlinie)die Richtlinie
2004/83/EG Uber Mindestnormen fir die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehorigen oder
Staatenlosen als Fluchtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benétigen, und Uber den
Inhalt des zu gewahrenden Schutzes, Amtsblatt L 304 vom 30.9.2004, S. 12 (Statusrichtlinie)
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e Strichaufzdhlung
Richtlinie 2005/85/EG des Rates vom 1. Dezember 2005 tber Mindestnormen fur Verfahren in den
Mitgliedstaaten zur Zuerkennung und Aberkennung der Fltchtlingseigenschaft, ABI. L 326, S 13
(Verfahrensrichtlinie)Richtlinie 2005/85/EG des Rates vom 1. Dezember 2005 Uber Mindestnormen flr Verfahren
in den Mitgliedstaaten zur Zuerkennung und Aberkennung der Fliichtlingseigenschaft, Amtsblatt L 326, S 13

(Verfahrensrichtlinie)

e Strichaufzéhlung
Richtlinie 2003/9/EG zur Festlegung von Mindestnormen fiir die Aufnahme von Asylwerbern in den
Mitgliedstaaten, ABI. 2003 L 31, S 18 (Aufnahmerichtlinie)Richtlinie 2003/9/EG zur Festlegung von Mindestnormen
fur die Aufnahme von Asylwerbern in den Mitgliedstaaten, Amtsblatt 2003 L 31, S 18 (Aufnahmerichtlinie)

1.3.2.1. Das Ziel der Statusrichtlinie ist die Festlegung von Mindestnormen fir die Anerkennung von
Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen als Flichtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz
(gem. Art. 2 lit a leg. cit ist als "internationaler Schutz" die Flichtlingseigenschaft und der subsididre Schutzstatus zu
verstehen) bendtigen, sowie des Inhalts des zu gewdhrenden Schutzes (Art. 1) und enthalt hierfir die entsprechenden
rechtlichen Garantien.1.3.2.1. Das Ziel der Statusrichtlinie ist die Festlegung von Mindestnormen fuir die Anerkennung
von Drittstaatsangehdrigen oder Staatenlosen als Flichtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen
Schutz (gem. Artikel 2, Litera a, leg. cit ist als "internationaler Schutz" die Flichtlingseigenschaft und der subsididre
Schutzstatus zu verstehen) bendtigen, sowie des Inhalts des zu gewahrenden Schutzes (Artikel eins,) und enthalt
hierfir die entsprechenden rechtlichen Garantien.

1.3.2.2. Die Verfahrensrichtlinie stellt ua. sicher, dass die Asylbehdrde ihre Entscheidung tber einen Asylantrag nach
angemessener Prifung trifft. Zu diesem Zweck stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die Antrage einzeln, objektiv
und unparteiisch gepruft und entschieden werden (Art. 8 (2) a) und die Entscheidungen Uber Asylantrage schriftlich
ergehen, dass bei der Ablehnung eines Antrags die sachlichen und rechtlichen Grinde dafur in der Entscheidung
dargelegt werden und Asylwerber schriftlich dartber informiert werden, wie eine ablehnende Entscheidung
angefochten werden kann (Art. 9 (1) u. (2)). Die Verfahrensrichtlinie stellt weiter sicher, dass Asylbewerber das Recht
auf einen wirksamen Rechtsbehelf vor einem Gericht oder Tribunal gegen eine Entscheidung Uber ihren Asylantrag
...haben (Art. 39 (1)).1.3.2.2. Die Verfahrensrichtlinie stellt ua. sicher, dass die Asylbehdrde ihre Entscheidung Uber
einen Asylantrag nach angemessener Prifung trifft. Zu diesem Zweck stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die
Antrage einzeln, objektiv und unparteiisch gepriift und entschieden werden (Artikel 8, (2) a) und die Entscheidungen
Uber Asylantrage schriftlich ergehen, dass bei der Ablehnung eines Antrags die sachlichen und rechtlichen Grinde
dafir in der Entscheidung dargelegt werden und Asylwerber schriftlich dariber informiert werden, wie eine
ablehnende Entscheidung angefochten werden kann (Artikel 9, (1) u. (2)). Die Verfahrensrichtlinie stellt weiter sicher,
dass Asylbewerber das Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf vor einem Gericht oder Tribunal gegen eine
Entscheidung Uber ihren Asylantrag ...haben (Artikel 39, (1)).

1.3.2.3. Gem. den Artikeln 15 und 20 der Aufnahmerichtlinie ist der hier zustandige Partnerstaat verpflichtet, fir eine
ausreichende medizinische Versorgung von kranken Asylwerbern zu sorgen, sowie bei Opfern von Folter und Gewalt
im Bedarfsfall eine Behandlung bereitzustellen, die fir Schaden, die durch Folter, Vergewaltigung oder andere schwere
Gewalttaten erlitten wurden, erforderlich ist.

Ebenso ist der hier zustédndige Partnerstaat nach der Aufnahmerichtlinie verpflichtet, daflir Sorge zu tragen, dass
Asylsuchende ab Antragstellung materielle Leistungen erhalten, die einem Lebensstandard entsprechen, welcher
Gesundheit und Lebensunterhalt der Asylsuchenden gewahrleistet (Artikel 13).

Nach dieser Richtlinie soll die Unterbringung das Familienleben schitzen, sowie Kommunikation mit oder Zugang zu
Rechtsberatern, UNHCR und NGOs ermdglichen. Die Mitgliedstaaten sind kraft der Richtlinie verpflichtet, Gewalt in
Sammelunterkinften zu verhiten. Das in Einrichtungen eingesetzte Personal muss angemessen geschult sein, und die
Asylsuchenden kénnen an der Verwaltung der Unterbringungszentren beteiligt werden. Minderjahrige sollten
zusammen mit ihren Eltern oder Familienangehoérigen untergebracht werden.

Gem. Art. 16 (3') und (4) der Aufnahmerichtlinie kdnnen die Mitgliedstaaten Sanktionen fir grobe Verstof3e gegen die
Vorschriften der Unterbringungszentren und grob gewalttatiges Verhalten festlegen. Die Mitgliedstaaten gewahrleisten
in jedem Fall Zugang zur medizinischen Notversorgung.Gem. Artikel 16, (3 ) und (4) der Aufnahmerichtlinie kénnen die



Mitgliedstaaten Sanktionen fur grobe VerstoRe gegen die Vorschriften der Unterbringungszentren und grob
gewalttatiges Verhalten festlegen. Die Mitgliedstaaten gewahrleisten in jedem Fall Zugang zur medizinischen
Notversorgung.

1.3.3. Aus den nicht widerlegten Feststellungen der belangten Behdrde ergibt sich, dass Italien sowohl die Verfahrens-,
als auch die Aufnahme und Statusrichtlinie in nationales Recht umsetzten; darUber hinaus findet sich auch keine
entgegenstehende Behauptung des BF im Verwaltungsakt.

2. Beweiswurdigung

Der festgestellte Sachverhalt ergibt sich aus dem vom Bundesasylamt vorgelegten Asylakt und aus dem Vorbringen des
Beschwerdefiihrers im Zuge von Erstbefragung und Einvernahme beim Bundesasylamt. Die Feststellungen zu den
Asylantragstellungen in Deutschland und der Schweiz ergeben sich insbesondere auch aus dem Ergebnis der Eurodac-
Anfrage (AS 7).

Die im angefochtenen Bescheid enthaltenen Landerfeststellungen zu Italien stammen von der Staatendokumentation
des Bundesasylamtes, welche zur Objektivitat verpflichtet ist und der Beobachtung eines Beirates unterliegt.

Mit der allgemeinen Kritik am italienischen Asylwesen konnte der BF die auf einer ausgewogenen Auswahl seridser,
unabhangiger Quellen beruhenden Feststellungen des Bundesasylamtes nicht widerlegen. Insbesondere haben
Personen wie der BF - als Dublinrtickkehrer - allgemein Zugang zum Asylverfahren (vgl. AS 127).Mit der allgemeinen
Kritik am italienischen Asylwesen konnte der BF die auf einer ausgewogenen Auswahl seridser, unabhangiger Quellen
beruhenden Feststellungen des Bundesasylamtes nicht widerlegen. Insbesondere haben Personen wie der BF - als
Dublinrtckkehrer - allgemein Zugang zum Asylverfahren vergleiche AS 127).

Zur personlichen Glaubwdirdigkeit des BF ist anzufihren, dass der BF im Zuge der Erstbefragung angegeben hatte, er
stamme aus Marokko, heife XXXX und sei am XXXX in XXXX geboren; in der Einvernahme beim Bundesasylamt
dagegen gab er an, sein Name laute richtig XXXX und Staatsburger von Tunesien. Bescheinigt wurde eine Identitat vom
BF nicht. Die Angabe unterschiedlicher Identitaten indiziert die persdnliche Unglaubwurdigkeit des BF. Eine Erklarung
far das Angeben verschiedener Personaldaten wurde vom BF nicht abgegeben.Zur personlichen Glaubwrdigkeit des
BF ist anzufUhren, dass der BF im Zuge der Erstbefragung angegeben hatte, er stamme aus Marokko, heiRe rémisch 40
und sei am rémisch 40 in rémisch 40 geboren; in der Einvernahme beim Bundesasylamt dagegen gab er an, sein Name
laute richtig rémisch 40 und Staatsburger von Tunesien. Bescheinigt wurde eine Identitat vom BF nicht. Die Angabe
unterschiedlicher Identitaten indiziert die persénliche Unglaubwiirdigkeit des BF. Eine Erklarung fir das Angeben
verschiedener Personaldaten wurde vom BF nicht abgegeben.

3. Rechtlich ergibt sich Folgendes:
3.1. Zustandigkeit

Gemall § 61 (1) AsylG 2005BGBI | Nr. 100/2005 idgF entscheidet derGemdaR Paragraph 61, (1) AsylG 2005
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, idgF entscheidet der

Asylgerichtshof ... Uber... Beschwerden gegen Bescheide des
Bundesasylamtes, woraus sich im gegenstandlichen Verfahren die Zustandigkeit des AsylGH ergibt.
3.2. Entscheidung durch den Einzelrichter

2. Gemal § 61 (1) AsylG 2005BGBI | Nr. 100/2005 idF BGBI | Nr. 4/2008 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten
oder, soweit dies in Abs. 3 vorgesehen ist, durch Einzelrichter Uber2. GemaR Paragraph 61, (1) AsylG 2005
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008, entscheidet
der Asylgerichtshof in Senaten oder, soweit dies in Absatz 3, vorgesehen ist, durch Einzelrichter Gber

1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und

2.[.....]

(3) Der Asylgerichtshof entscheidet durch Einzelrichter Uber Beschwerden gegen

1. zurlckweisende Bescheide
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a)...

b) wegen Zustandigkeit eines anderen Staates gemall § 5b) wegen Zustandigkeit eines anderen Staates gemal}
Paragraph 5

o
2. die mit diesen Entscheidungen verbundene Ausweisung

(4) Uber die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde entscheidet der fir die Behandlung der
Beschwerde zustandige Einzelrichter oder Senatsvorsitzende.

Aufgrund der oben zitierten Bestimmung ist Uber die gegenstandliche Beschwerde gem. § 61 Abs. 3 Z 1 lit. b und Z2
durch einen Einzelrichter zu entscheiden.Aufgrund der oben zitierten Bestimmung ist Uber die gegenstandliche
Beschwerde gem. Paragraph 61, Absatz 3, Ziffer eins, Litera b und Z2 durch einen Einzelrichter zu entscheiden.

3.3. Anzuwendendes Verfahrensrecht

Gemall § 23 Absatz 1 des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof, BGBI. I, Nr. 4/2008 (Asylgerichtshofgesetz -
AsylGHG) idF BGBL. | Nr. 147/2008, sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBI. | Nr. 100, nicht
anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBI. Nr. 51, mit der Mal3gabe sinngemaR anzuwenden, dass an die Stelle
des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt, weshalb im gegenstandlichen Fall im hier ersichtlichen Umfang
das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 - AVG, BGBI. Nr. 51 zur Anwendung gelangt.GemaR Paragraph 23,
Absatz 1 des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof, Bundesgesetzblatt romisch eins, Nr. 4 aus 2008,
(Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG) in der Fassung BGBL. romisch eins Nr. 147 aus 2008,, sind, soweit sich aus dem
Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), Bundesgesetzblatt rémisch eins Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem
Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), Bundesgesetzblatt Nr.
51, mit der Mal3gabe sinngemald anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt,
weshalb im gegenstandlichen Fall im hier ersichtlichen Umfang das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 -

AVG, Bundesgesetzblatt Nr. 51 zur Anwendung gelangt.

3.4.1.1. GemaR 8 5 Abs. 1 AsylG ist ein nicht gemaR8 4 AsylG erledigter Asylantrag als unzulassig zurtckzuweisen,
wenn ein anderer Staat vertraglich oder aufgrund der Verordnung Nr. 343/2003 (EG) des Rates vom 18.02.2003 zur
Prufung des Asylantrages zustandig ist. Mit dem Zurlckweisungsbescheid hat die Asylbehérde auch festzustellen,
welcher Staat zustdndig ist. Gemal3 § 10 Abs 1 Z 1 AsylGist die Zurlickweisung eines Antrages nach Mal3gabe der 8 10
Abs 3 und Abs 4 AsylG mit einer Ausweisung zu verbinden. Die Dublin Il VO ist eine Verordnung des
Gemeinschaftsrechts der Europaischen Union, die Regelungen Uber die Zustandigkeit zur Prifung von Asylantragen
von Drittstaatsangehdrigen trifft. Sie gilt also nicht fur mégliche Asylantrage von EU-Burgern, ebenso wenig ist sie auf
Personen anwendbar, denen bereits der Flichtlingsstatus zuerkannt wurde. Das wesentliche Grundprinzip ist jenes,
dass den Drittstaatsangehorigen in einem der Mitgliedstaaten das Recht auf ein faires, rechtsstaatliches Asylverfahren
zukommt, jedoch nur ein Recht auf ein Verfahren in einem Mitgliedstaat, dessen Zustandigkeit sich primar nicht
aufgrund des Wunsches des Asylwerbers, sondern aufgrund der in der Verordnung festgesetzten hierarchisch
geordneten Zustandigkeitskriterien ergibt.3.4.1.1. GemaR Paragraph 5, Absatz eins, AsylG ist ein nicht gemaR
Paragraph 4, AsylG erledigter Asylantrag als unzuldssig zurlckzuweisen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder
aufgrund der Verordnung Nr. 343 aus 2003, (EG) des Rates vom 18.02.2003 zur Prifung des Asylantrages zustandig ist.
Mit dem Zurlckweisungsbescheid hat die Asylbehdrde auch festzustellen, welcher Staat zustandig ist. GemaR
Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG ist die Zurlickweisung eines Antrages nach MaRRgabe der Paragraph 10,
Absatz 3 und Absatz 4, AsylG mit einer Ausweisung zu verbinden. Die Dublin rémisch zwei VO ist eine Verordnung des
Gemeinschaftsrechts der Europdischen Union, die Regelungen Uber die Zustandigkeit zur Prifung von Asylantragen
von Drittstaatsangehdrigen trifft. Sie gilt also nicht fir mégliche Asylantrage von EU-BUrgern, ebenso wenig ist sie auf
Personen anwendbar, denen bereits der Flichtlingsstatus zuerkannt wurde. Das wesentliche Grundprinzip ist jenes,
dass den Drittstaatsangehorigen in einem der Mitgliedstaaten das Recht auf ein faires, rechtsstaatliches Asylverfahren
zukommt, jedoch nur ein Recht auf ein Verfahren in einem Mitgliedstaat, dessen Zustandigkeit sich primar nicht
aufgrund des Wunsches des Asylwerbers, sondern aufgrund der in der Verordnung festgesetzten hierarchisch
geordneten Zustandigkeitskriterien ergibt.
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3.4.1.2.

8 10 AsylG idgF lautet:Paragraph 10, AsylG idgF lautet:

"8 10. (1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn
1. der Antrag auf internationalen Schutz zurtickgewiesen wird;

2. der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezuglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch
der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird;

3. einem Fremden der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des
subsidiar Schutzberechtigten kommt oder

4. einem Fremden der Status des subsidiar Schutzberechtigten aberkannt wird und kein Fall der §§ 8 Abs.3a oder 9
Abs. 2 vorliegt.4. einem Fremden der Status des subsidiar Schutzberechtigten aberkannt wird und kein Fall der
Paragraphen 8, Absatz 3 a, oder 9 Absatz 2, vorliegt.

(2) Ausweisungen nach Abs. 1 sind unzulassig, wenn(2) Ausweisungen nach Absatz eins, sind unzuldssig, wenn
1. dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestutztes Aufenthaltsrecht zukommt oder

2. diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen wirden. Dabei sind insbesondere zu bertcksichtigen2. diese eine
Verletzung von Artikel 8, EMRK darstellen wiirden. Dabei sind insbesondere zu bertcksichtigen:

a) die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war;
b) das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens;
c) die Schutzwurdigkeit des Privatlebens;

d) der Grad der Integration;

e) die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden;
f) die strafgerichtliche Unbescholtenheit;

g) VerstoBe gegen die offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts;

h) die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten
ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren.

(3) Wenn die Durchfuhrung der Ausweisung aus Grunden, die in der Person des Asylwerbers liegen, eine Verletzung
von Art. 3 EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer sind, ist die Durchfihrung fir die notwendige Zeit
aufzuschieben.(3) Wenn die Durchfihrung der Ausweisung aus Grinden, die in der Person des Asylwerbers liegen,
eine Verletzung von Artikel 3, EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer sind, ist die Durchfiihrung fir die
notwendige Zeit aufzuschieben.

(4) Eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gemaR Abs. 1 Z 1 verbunden ist, gilt stets auch als Feststellung der
Zulassigkeit der Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung in den betreffenden Staat. Besteht eine
durchsetzbare Ausweisung, hat der Fremde unverziglich auszureisen.(4) Eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung
gemal Absatz eins, Ziffer eins, verbunden ist, gilt stets auch als Feststellung der Zuldssigkeit der Zurlckweisung,
Zuruckschiebung oder Abschiebung in den betreffenden Staat. Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der

Fremde unverziglich auszureisen.
(5) ...
(6) ...

3.4.2. Es ist daher zunachst zu Uberprifen, welcher Mitgliedstaat nach den hierarchisch aufgebauten (Art. 5 Abs 1
Dublin Il VO) Kriterien der Art. 6-12 bzw 14 und Art. 15 Dublin Il VO, beziehungsweise dem Auffangtatbestand des Art.
13 Dublin II VO zur inhaltlichen Prifung zustandig ist.3.4.2. Es ist daher zunachst zu Gberprufen, welcher Mitgliedstaat
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nach den hierarchisch aufgebauten (Artikel 5, Absatz eins, Dublin rémisch zwei VO) Kriterien der Artikel 6 -, 12, bzw 14
und Artikel 15, Dublin rémisch zwei VO, beziehungsweise dem Auffangtatbestand des Artikel 13, Dublin rémisch zwei
VO zur inhaltlichen Prafung zustandig ist.

3.4.2.1. Im vorliegenden Fall ist dem Bundesasylamt zuzustimmen, dass eine Zustandigkeit der Republik Italien gemald
Art 16 Abs 1 lit ¢ Dublin Il VO besteht.3.4.2.1. Im vorliegenden Fall ist dem Bundesasylamt zuzustimmen, dass eine
Zustandigkeit der Republik Italien gemaR Artikel 16, Absatz eins, Litera ¢, Dublin rémisch zwei VO besteht.

Aufgrund der Angaben des Beschwerdefihrers in seinem Verfahren zu seinem Reiseweg, des EURODAC-Treffers, und
der negativen Antwort aus der Schweiz nahm das Bundesasylamt das Konsultationsverfahren mit Italien auf und
besteht eine Zusténdigkeit Italiens wegen Verfristung; Italien hatte dem Ersuchen Osterreichs vom 25.02.2010 nicht
geantwortet.

3.4.2.2. Es sind auch aus der Aktenlage keine Hinweise ersichtlich, wonach die Fihrung der Konsultationen im
gegenstandlichen Fall derart fehlerhaft erfolgt ware, sodass von Willkir im Rechtssinn zu sprechen ware und die
Zustandigkeitserklarung des zustandigen Mitgliedstaates wegen Verletzung der gemeinschaftsrechtlichen
Verfahrensgrundsatze aus diesem Grund ausnahmsweise keinen Bestand haben kdnnte (Filzwieser, Subjektiver
Rechtsschutz und Vollziehung der Dublin 1l VO - Gemeinschaftsrecht und Menschenrechte, migralLex, 1/2007, 22ff; vgl
auch das Gebot der Transparenz im "Dublin-Verfahren", VwGH 23.11.2006, ZI. 2005/20/0444). Das
Konsultationsverfahren erfolgte mangelfrei und wurde dies auch vom Beschwerdeflhrer nicht bestritten. Wie eben
dargestellt, war das Bundesasylamt berechtigt, ein Wiederaufnahmeersuchen nach Artikel 163.4.2.2. Es sind auch aus
der Aktenlage keine Hinweise ersichtlich, wonach die Fihrung der Konsultationen im gegenstandlichen Fall derart
fehlerhaft erfolgt ware, sodass von Willkir im Rechtssinn zu sprechen ware und die Zustandigkeitserklarung des
zustandigen Mitgliedstaates wegen Verletzung der gemeinschaftsrechtlichen Verfahrensgrundsatze aus diesem Grund
ausnahmsweise keinen Bestand haben kdnnte (Filzwieser, Subjektiver Rechtsschutz und Vollziehung der Dublin
rémisch zwei VO - Gemeinschaftsrecht und Menschenrechte, migraLex, 1 aus 2007,, 22ff; vergleiche auch das Gebot
der Transparenz im "Dublin-Verfahren", VwWGH 23.11.2006, ZI. 2005/20/0444). Das Konsultationsverfahren erfolgte
mangelfrei und wurde dies auch vom Beschwerdeflhrer nicht bestritten. Wie eben dargestellt, war das Bundesasylamt
berechtigt, ein Wiederaufnahmeersuchen nach Artikel 16

(1) (c) Dublin Il Verordnung zu stellen. Das Bundesasylamt hat auch dargelegt, warum es von der Zustandigkeit Italiens
ausgeht.(1) (c) Dublin rémisch zwei Verordnung zu stellen. Das Bundesasylamt hat auch dargelegt, warum es von der
Zustandigkeit Italiens ausgeht.

Im Lichte des Art 7 VO 1560/2003 ergibt sich auch keine Verpflichtung seitens der beteiligten Mitgliedstaaten oder
seitens der Regelungen der Dublin Il VO, dass die Uberstellung in einer Weise durchgefiihrt wird, die potentiell
belastenden Zwangscharakter aufweist.Im Lichte des Artikel 7, VO 1560 aus 2003, ergibt sich auch keine Verpflichtung
seitens der beteiligten Mitgliedstaaten oder seitens der Regelungen der Dublin rémisch zwei VO, dass die Uberstellung
in einer Weise durchgefihrt wird, die potentiell belastenden Zwangscharakter aufweist.

Auch haben sich - wie unten noch aufgezeigt werden wird - keine Umstande ergeben, welche fir einen Selbsteintritt
Osterreichs sprechen wiirden.

Die erste Voraussetzung fur die RechtmaRigkeit der getroffenen Unzustandigkeitsent-scheidung ist somit gegeben.

3.4.3. Das Bundesasylamt hat ferner von der Mdglichkeit der Ausiibung des Selbsteintrittsrechts nach Art 3 Abs 2
Dublin Il VO keinen Gebrauch gemacht. Es war daher noch zu prifen, ob von diesem Selbsteintrittsrecht im
gegenstandlichen Verfahren ausnahmsweise zur Vermeidung einer Verletzung der EMRK zwingend Gebrauch zu
machen gewesen ware.3.4.3. Das Bundesasylamt hat ferner von der Mboglichkeit der Ausibung des
Selbsteintrittsrechts nach Artikel 3, Absatz 2, Dublin rémisch zwei VO keinen Gebrauch gemacht. Es war daher noch zu
prifen, ob von diesem Selbsteintrittsrecht im gegenstandlichen Verfahren ausnahmsweise zur Vermeidung einer
Verletzung der EMRK zwingend Gebrauch zu machen gewesen ware.

Der VfGH hat mit Erkenntnis vom 17.06.2005, ZI.B 336/05-11 festgehalten, die Mitgliedstaaten hatten kraft
Gemeinschaftsrecht nicht nachzuprifen, ob ein anderer Mitgliedstaat generell sicher sei, da eine entsprechende
normative Vergewisserung durch die Verabschiedung der Dublin 1l VO erfolgt sei, dabei aber gleichzeitig ebenso
ausgefiihrt, dass eine Nachpriifung der grundrechtlichen Auswirkungen einer Uberstellung im Einzelfall
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gemeinschaftsrechtlich zuldssig und bejahendenfalls das Selbsteintrittsrecht nach Art. 3 Abs 2 Dublin Il VO zwingend
geboten sei.Der VfGH hat mit Erkenntnis vom 17.06.2005, ZI.B 336/05-11 festgehalten, die Mitgliedstaaten hatten kraft
Gemeinschaftsrecht nicht nachzuprufen, ob ein anderer Mitgliedstaat generell sicher sei, da eine entsprechende
normative Vergewisserung durch die Verabschiedung der Dublin rémisch zwei VO erfolgt sei, dabei aber gleichzeitig
ebenso ausgefiihrt, dass eine Nachprifung der grundrechtlichen Auswirkungen einer Uberstellung im Einzelfall
gemeinschaftsrechtlich zuldssig und bejahendenfalls das Selbsteintrittsrecht nach Artikel 3, Absatz 2, Dublin rémisch
zwei VO zwingend geboten sei.

Die Judikatur des VWGH zu den Determinanten dieser Nachprifung lehnt sich richtigerweise an die Rechtsprechung
des EGMR an und lasst sich wie folgt zusammenfassen: Die bloRBe Méoglichkeit einer dem Art. 3 EMRK
widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben werden soll, gentigt nicht, um die
Abschiebung des Fremden in diesen Staat als unzulassig erscheinen zu lassen. Wenn keine Gruppenverfolgung oder
sonstige amtswegig zu berlcksichtigende notorische Umstande grober Menschenrechtsverletzungen in
Mitgliedstaaten der EU in Bezug auf Art. 3 EMRK vorliegen (VWGH 27.09.2005, ZI.2005/01/0313), bedarf es zur
Glaubhaftmachung der genannten Bedrohung oder Gefdhrdung konkreter auf den betreffenden Fremden bezogener
Umstande, die gerade in seinem Fall eine solche Bedrohung oder Gefahrdung im Fall seiner Abschiebung als
wahrscheinlich erscheinen lassen (VWGH 26.11.1999, ZI 96/21/0499, VwGH 09.05.2003, ZI.98/18/0317; vgl auch VwGH
16.07.2003, ZI. 2003/01/0059): "Davon abgesehen liegt es aber beim Asylwerber, besondere Griinde, die fur die reale
Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes im zustédndigen Mitgliedstaat sprechen, vorzubringen und glaubhaft zu
machen. Dazu wird es erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend konkretes Vorbringen erstattet, warum
die Verbringung in den zustandigen Mitgliedstaat gerade flr ihn die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes,
insbesondere einer Verletzung von Art 3 EMRK, nach sich ziehen kdnnte, und er die Asylbehdrden davon Uberzeugt,
dass der behauptete Sachverhalt (zumindest) wahrscheinlich ist." (VwGH 23.01.2007, ZI. 2006/01/0949).Die Judikatur
des VWGH zu den Determinanten dieser Nachprifung lehnt sich richtigerweise an die Rechtsprechung des EGMR an
und lasst sich wie folgt zusammenfassen: Die bloBe Mdoglichkeit einer dem Artikel 3, EMRK widersprechenden
Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben werden soll, geniigt nicht, um die Abschiebung des
Fremden in diesen Staat als unzulassig erscheinen zu lassen. Wenn keine Gruppenverfolgung oder sonstige amtswegig
zu berlcksichtigende notorische Umstande grober Menschenrechtsverletzungen in Mitgliedstaaten der EU in Bezug
auf Artikel 3, EMRK vorliegen (VWGH 27.09.2005, ZI. 2005/01/0313), bedarf es zur Glaubhaftmachung der genannten
Bedrohung oder Gefahrdung konkreter auf den betreffenden Fremden bezogener Umstande, die gerade in seinem Fall
eine solche Bedrohung oder Gefahrdung im Fall seiner Abschiebung als wahrscheinlich erscheinen lassen (VWGH
26.11.1999, Z196/21/0499, VwGH 09.05.2003, ZI.98/18/0317; vergleiche auch VwGH 16.07.2003, ZI.2003/01/0059):
"Davon abgesehen liegt es aber beim Asylwerber, besondere Grinde, die fir die reale Gefahr eines fehlenden
Verfolgungsschutzes im zustandigen Mitgliedstaat sprechen, vorzubringen und glaubhaft zu machen. Dazu wird es
erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend konkretes Vorbringen erstattet, warum die Verbringung in den
zustandigen Mitgliedstaat gerade fur ihn die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes, insbesondere einer
Verletzung von Artikel 3, EMRK, nach sich ziehen koénnte, und er die Asylbehérden davon Uberzeugt, dass der
behauptete Sachverhalt (zumindest) wahrscheinlich ist." (VwGH 23.01.2007, ZI. 2006/01/0949).

Die Vorlage allgemeiner Berichte ersetzt dieses Erfordernis in der Regel nicht (vgl VwWGH 17.02.1998, ZI96/18/0379;
EGMR Mamatkulov & Askarov v Turkei, Rs 46827, 46951/99, 71-77), eine geringe Anerkennungsquote, eine mogliche
Festnahme im Falle einer Uberstellung ebenso eine allféllige Unterschreitung des verfahrensrechtlichen Standards des
Art. 13 EMRK sind fir sich genommen nicht ausreichend, die Wahrscheinlichkeit einer hier relevanten
Menschenrechtsverletzung darzutun. Relevant ware dagegen etwa das Vertreten von mit der GFK unvertretbaren
rechtlichen Sonderpositionen in einem Mitgliedstaat oder das Vorliegen einer massiv rechtswidrigen
Verfahrensgestaltung im individuellen Fall, wenn der Asylantrag im zustandigen Mitgliedstaat bereits abgewiesen
wurde (Art. 16 Abs 1 lit. e Dublin Il VO). Eine ausdriickliche Ubernahmeerklirung des anderen Mitgliedstaates hat in die
Abwagung einzuflieBen (VWGH 31.03.2005, ZI. 2002/20/0582, VwGH 31.05.2005, ZI. 2005/20/0025, VWGH 25.04.2006, ZI.
2006/19/0673), ebenso andere Zusicherungen der europédischen Partnerstaaten Osterreichs (zur Bedeutung solcher
Sachverhalte Filzwieser/Liebminger, Dublin Il VO, K13. zu Art 19 Dublin Il VO).Die Vorlage allgemeiner Berichte ersetzt
dieses Erfordernis in der Regel nicht vergleiche VwWGH 17.02.1998, ZI. 96/18/0379; EGMR Mamatkulov & Askarov v
Turkei, Rs 46827, 46951/99, 71-77), eine geringe Anerkennungsquote, eine mdgliche Festnahme im Falle einer
Uberstellung ebenso eine allfdllige Unterschreitung des verfahrensrechtlichen Standards des Artikel 13, EMRK sind fiir
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sich genommen nicht ausreichend, die Wahrscheinlichkeit einer hier relevanten Menschenrechtsverletzung darzutun.
Relevant ware dagegen etwa das Vertreten von mit der GFK unvertretbaren rechtlichen Sonderpositionen in einem
Mitgliedstaat oder das Vorliegen einer massiv rechtswidrigen Verfahrensgestaltung im individuellen Fall, wenn der
Asylantrag im zustandigen Mitgliedstaat bereits abgewiesen wurde (Artikel 16, Absatz eins, Litera e, Dublin rémisch
zwei VO). Eine ausdriickliche Ubernahmeerkldrung des anderen Mitgliedstaates hat in die Abwiagung einzuflieRen
(VWGH 31.03.2005, ZI. 2002/20/0582, VwGH 31.05.2005, ZI. 2005/20/0025, VwGH 25.04.2006, Z1.2006/19/0673), ebenso
andere Zusicherungen der europdischen Partnerstaaten Osterreichs (zur Bedeutung solcher Sachverhalte
Filzwieser/Liebminger, Dublin rémisch zwei VO, K13. zu Artikel 19, Dublin rémisch zwei VO).

Weiterhin hatte der Asylgerichtshof folgende Umstande zu berUcksichtigen:

Bei entsprechender Haufung von Fallen, in denen in Folge Auslbung des Selbsteintrittsrechts die
gemeinschaftsrechtliche Zustandigkeit nicht effektuiert werden kann, kann eine Gefdhrdung des "effet utile"
Grundsatzes des Gemeinschaftsrechts entstehen.

Zur effektiven Umsetzung des Gemeinschaftsrechts sind alle staatlichen Organe kraft Gemeinschaftsrechts
verpflichtet.

Der Verordnungsgeber der Dublin 1l VO, offenbar im Glauben, dass sich alle Mitgliedstaaten untereinander als "sicher"
ansehen kénnen, wodurch auch eine Uberstellung vom einen in den anderen Mitgliedstaat keine realen Risken von
Menschenrechtsverletzungen bewirken kdnnte (vgl. insbesondere den 2. Erwagungsgrund der Praambel der Dublin Il
VO), hat keine eindeutigen verfahrens- oder materiellrechtlichen Vorgaben fir solche Falle getroffen, diesbeziglich
lasst sich aber aus dem Gebot der menschenrechtskonformen Auslegung des Gemeinschaftsrechts und aus Beachtung
der gemeinschaftsrechtlichen Verfahrensgrundrechte ableiten, dass bei ausnahmsweiser Verletzung der EMRK bei
Uberstellung in einen anderen Mitgliedstaat eine Uberstellung nicht stattfinden darf. Die Beachtung des
Effizienzgebots (das etwa eine pauschale Anwendung des Selbsteintrittsrechts oder eine innerstaatliche
Verfahrensgestaltung, die Verfahren nach der Dublin Il VO umfangreicher gestaltet als materielle Verfahren verbietet)
und die Einhaltung der Gebote der EMRK stehen daher bei richtiger Anwendung nicht in Widerspruch (Filzwieser,
migralLex, 1/2007, 18ff, Filzwieser/Liebminger, Dublin 1l VO? K8-K13. zu Art. 19).Der Verordnungsgeber der Dublin
réomisch zwei VO, offenbar im Glauben, dass sich alle Mitgliedstaaten untereinander als "sicher" ansehen kénnen,
wodurch auch eine Uberstellung vom einen in den anderen Mitgliedstaat keine realen Risken von
Menschenrechtsverletzungen bewirken kdnnte vergleiche insbesondere den 2. Erwdgungsgrund der Praambel der
Dublin rémisch zwei VO), hat keine eindeutigen verfahrens- oder materiellrechtlichen Vorgaben fur solche Falle
getroffen, diesbezlglich lasst sich aber aus dem Gebot der menschenrechtskonformen Auslegung des
Gemeinschaftsrechts und aus Beachtung der gemeinschaftsrechtlichen Verfahrensgrundrechte ableiten, dass bei
ausnahmsweiser Verletzung der EMRK bei Uberstellung in einen anderen Mitgliedstaat eine Uberstellung nicht
stattfinden darf. Die Beachtung des Effizienzgebots (das etwa eine pauschale Anwendung des Selbsteintrittsrechts oder
eine innerstaatliche Verfahrensgestaltung, die Verfahren nach der Dublin rdmisch zwei VO umfangreicher gestaltet als
materielle Verfahren verbietet) und die Einhaltung der Gebote der EMRK stehen daher bei richtiger Anwendung nicht
in Widerspruch (Filzwieser, migraLex, 1 aus 2007, 18ff, Filzwieser/Liebminger, Dublin rémisch zwei VO?, K8-K13. zu
Artikel 19,).

Die allfallige Rechtswidrigkeit von Gemeinschaftsrecht kann nur von den zustandigen gemeinschaftsrechtlichen
Organen, nicht aber von Organen der Mitgliedstaaten rechtsglltig festgestellt werden. Der EGMR hat jlngst
festgestellt, dass der Rechtsschutz des Gemeinschaftsrechts regelmaRig den Anforderungen der EMRK entspricht
(30.06.2005, Bosphorus Airlines v Irland, Rs 45036/98).

Es bedarf sohin europarechtlich eines im besonderen Malle substantiierten Vorbringens und des Vorliegens
besonderer vom Antragsteller bescheinigter aulRergewdhnlicher Umstdnde, um die grundsatzliche europarechtlich
gebotene Annahme der "Sicherheit" der Partnerstaaten der Europaischen Union als einer Gemeinschaft des Rechts im
individuellen Fall erschiittern zu kénnen. Diesem Grundsatz entspricht auch die durch das AsylG 2005 eingefiihrte
gesetzliche Klarstellung des 8 5 Abs. 3 AsylIG, die Elemente einer Beweislastumkehr enthalt. Es trifft zwar ohne Zweifel
zu, dass Asylwerber in ihrer besonderen Situation haufig keine Mdéglichkeit haben, Beweismittel vorzulegen (wobei
dem durch das Institut des Rechtsberaters begegnet werden kann), und dies mitzubeachten ist (VwGH, 23.01.2007, ZI.
2006/01/0949), dies kann aber nicht pauschal dazu fuhren, die vom Gesetzgeber - im Einklang mit dem
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Gemeinschaftsrecht - vorgenommene Wertung des8 5 Abs. 3 AsylG Uberhaupt fur unbeachtlich zu erklaren
(dementsprechend in ihrer Undifferenziertheit verfehlt, FeBl/Holzschuster, AsylG 2005, 225ff). Eine Rechtsprechung,
die in Bezug auf Mitgliedstaaten der EU faktisch hohere Anforderungen entwickelte, als jene des EGMR in Bezug auf
Drittstaaten ware jedenfalls gemeinschaftsrechtswidrig.Es bedarf sohin europarechtlich eines im besonderen Malie
substantiierten Vorbringens und des Vorliegens besonderer vom Antragsteller bescheinigter aulRergewdhnlicher
Umstande, um die grundsatzliche europarechtlich gebotene Annahme der "Sicherheit" der Partnerstaaten der
Europaischen Union als einer Gemeinschaft des Rechts im individuellen Fall erschittern zu kénnen. Diesem Grundsatz
entspricht auch die durch das AsylG 2005 eingeflihrte gesetzliche Klarstellung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG, die
Elemente einer Beweislastumkehr enthdlt. Es trifft zwar ohne Zweifel zu, dass Asylwerber in ihrer besonderen
Situation haufig keine Moglichkeit haben, Beweismittel vorzulegen (wobei dem durch das Institut des Rechtsberaters
begegnet werden kann), und dies mitzubeachten ist (VwGH, 23.01.2007, ZI. 2006/01/0949), dies kann aber nicht
pauschal dazu flhren, die vom Gesetzgeber - im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht - vorgenommene Wertung des
Paragraph 5, Absatz 3, AsylG Uberhaupt fir unbeachtlich zu erkldren (dementsprechend in ihrer Undifferenziertheit
verfehlt, Fe3l/Holzschuster, AsylG 2005, 225ff). Eine Rechtsprechung, die in Bezug auf Mitgliedstaaten der EU faktisch
héhere Anforderungen entwickelte, als jene des EGMR in Bezug auf Drittstaaten wdare jedenfalls
gemeinschaftsrechtswidrig.

3.4.4. Mégliche Verletzung des Art. 8 EMRK3.4.4. Mégliche Verletzung des Artikel 8, EMRK:
Familidre Beziige des Beschwerdefiihrers in Osterreich sind im Verfahren nicht hervorgekommen.

Zu einem allfalligen Privatleben des Beschwerdefiihrers in Osterreich ist festzuhalten, dass ein solches nicht gegeben
ist, zumal insbesondere aufgrund der kurzen Aufenthaltsdauer des Beschwerdefiihrers in Osterreich dafiir nicht
genlgend starke Anknipfungspunkte (wie beispielsweise eine bereits erfolgte auBergewdhnliche Integration in
Osterreich etwa aufgrund sehr langer Verfahrensdauer - vgl. VfGH 26.02.2007, 1802, 1803/06-11) bestehen (vgl. zB
VfGH 6.3.2008, B 2400/07: "Zum Zeitpunkt der Erlassung des angefochtenen Bescheides hielt sich der
Beschwerdefiihrer also rund vier Monate in Osterreich auf. Der Behérde kann nicht entgegengetreten werden, wenn
sie davon ausgeht, dass die Ausweisung schon wegen der kurzen Aufenthaltsdauer auch Art 8 EMRK nicht verletzt.").
Derartige Umstande sind auch vom Beschwerdeflhrer zu keinem Zeitpunkt behauptet worden.Zu einem allfalligen
Privatleben des Beschwerdefiihrers in Osterreich ist festzuhalten, dass ein solches nicht gegeben ist, zumal
insbesondere aufgrund der kurzen Aufenthaltsdauer des Beschwerdefiihrers in Osterreich dafiir nicht geniigend
starke Ankniipfungspunkte (wie beispielsweise eine bereits erfolgte auRergewdhnliche Integration in Osterreich etwa
aufgrund sehr langer Verfahrensdauer - vergleiche VfGH 26.02.2007, 1802, 1803/06-11) bestehen vergleiche zB VfGH
6.3.2008, B 2400/07: "Zum Zeitpunkt der Erlassung des angefochtenen Bescheides hielt sich der Beschwerdefihrer also
rund vier Monate in Osterreich auf. Der Behérde kann nicht entgegengetreten werden, wenn sie davon ausgeht, dass
die Ausweisung schon wegen der kurzen Aufenthaltsdauer auch Artikel 8, EMRK nicht verletzt."). Derartige Umstande
sind auch vom Beschwerdefiihrer zu keinem Zeitpunkt behauptet worden.

3.4.5. Mdogliche Verletzung des Art. 3 EMRK3.4.5. Mogliche Verletzung des Artikel 3, EMRK:
3.4.5.1. Kritik am italienischen Asylwesen

Relevant wdren im vorliegenden Zusammenhang schon bei einer Grobprufung erkennbare grundsatzliche
schwerwiegende Defizite im Asylverfahren des zustandigen Mitgliedstaates (also etwa:

grundsatzliche Ablehnung aller Asylantréage oder solcher bestimmter Staatsangehoriger oder Angehdriger bestimmter
Ethnien; kein Schutz vor Verfolgung "Dritter", kein Rechtsmittelverfahren). Solche Mangel (die bei einem Mitgliedstaat
der Europaischen Union nicht vorausgesetzt werden konnen, sondern zundchst einmal mit einer aktuellen
individualisierten Darlegung des Antragstellers plausibel zu machen sind, dies im Sinne der Regelung des & 5 Abs. 3
AsylG 2005) sind schon auf Basis der erstinstanzlichen Feststellungen nicht erkennbar und wurde auch in der
Beschwerde nichts gegenteiliges vorgebracht.grundsatzliche Ablehnung aller Asylantrédge oder solcher bestimmter
Staatsangehoriger oder Angehdriger bestimmter Ethnien; kein Schutz vor Verfolgung "Dritter", kein
Rechtsmittelverfahren). Solche Méangel (die bei einem Mitgliedstaat der Europdischen Union nicht vorausgesetzt
werden kdnnen, sondern zunachst einmal mit einer aktuellen individualisierten Darlegung des Antragstellers plausibel
zu machen sind, dies im Sinne der Regelung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005) sind schon auf Basis der
erstinstanzlichen Feststellungen nicht erkennbar und wurde auch in der Beschwerde nichts gegenteiliges vorgebracht.
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Einleitend ist festzuhalten, dass der Beschwerdefuhrer selbst in seiner niederschriftlichen Befragung nicht angegeben
hat, dass ihm in Italien kein ordnungsgemafles Verfahren gewahrt werden sollte. Konkrete Schwierigkeiten mit den
italienischen Behodrden, die ihm gedroht hatten, hat er ebenso nicht dargetan.

Es ist festzuhalten, dass kein konkretes Vorbringen ergangen ist, das geeignet ware anzunehmen, dass der rechtliche
und faktische Standard des italienischen Asylverfahrens, eine Verletzung fundamentaler Menschenrechte erkennen
liele.

Ein Vorbringen, das geeignet ware, anzunehmen, dass lItalien in Hinblick auf Asylwerberinnen aus Tunesien bzw.
Marokko unzumutbare rechtliche Sonderpositionen vertreten wiirde, ist nicht erstattet worden. Hinweise auf konkrete
individuelle Vulnerabilitdt im Verhaltnis der italienischen Asylbehérde zu gerade diesen Beschwerdeflihrern sind weder

aus der Aktenlage ersichtlich noch wurde diese im Beschwerdeschriftsatz substantiiert vorgebracht.

Der Asylgerichtshof geht in standiger Rechtsprechung davon aus, dass die allgemeine Lage fur nach Italien Uberstellte
Asylwerber keineswegs die reale Gefahr einer gegen menschenrechtliche Bestimmungen verstof3enden Behandlung
glaubhaft erscheinen lasst (AsylGH 05.09.2008, S4 401.343; 23.07.2008, S12 400.500; 01.10.2009 S 16 408.852;
20.10.2009, S16 409.364; 22.10.2009, S 16 265.839; 18.11.2009, S16 409.321; 14.12.2009, S16 409.596). Insbesondere
sind die asylrechtliche Praxis, die Grund- und Gesundheitsversorgung sowie die Sicherheitslage in Italien unbedenklich.
Auch der englische Royal Courts of Justice kann in seiner Leitentscheidung Case No: CO/4734/09 vom 18.11.2009

grundsétzlich keine Verletzung von Artikel 3 EMRK im Falle einer Uberstellung nach Italien erkennen.

Ebenso wenig sind Rlckkehrerinnen nach der Dublin Il Verordnung nicht von der Situation bzw. den Problemen
betroffen, welche unmittelbar nach der Antragstellung in den Erstaufnahmelagern in Siditalien bestehen.Ebenso
wenig sind Ruckkehrerinnen nach der Dublin rémisch zwei Verordnung nicht von der Situation bzw. den Problemen
betroffen, welche unmittelbar nach der Antragstellung in den Erstaufnahmelagern in Stditalien bestehen.

Nachdem der Beschwerdefuhrer - wie bereits erwahnt - auch nach Ruckuberstellung im Rahmen der Dublin [I-VO
Zugang zum Asylverfahren hat, besteht fir ihn keine Gefahr einer mangelnden Versorgung.

Dass in Italien schlieRlich eine Situation herrschen wirde, in der im Zuge von rechtlichen Sonderpositionen Asylantrage
zu Unrecht abgelehnt werden wirden oder dass es keine Instanzenzige gabe, wurde nicht konkret behauptet und
ergibt sich aus den Feststellungen ebenso wenig. Es bestehen somit keine Hinweise, dass in einem Fall wie dem
vorliegenden eine Asylantragstellung nicht moglich ware und es ist aus der Berichtslage eindeutig zu entnehmen, dass
sowohl die Grundversorgung garantiert ist, als auch dass ein ordnungsgemalles Verfahren zu erwarten ist. Klarstellend
ist noch einmal darauf hinzuweisen, dass relevanter Prifungsmalistab hier die Situation von Personen ist, die einen
Asylantrag gestellt haben und nicht jene von "illegalen Migranten".

Der Beschwerdefuhrer konnten keine besonderen Grinde, die flr eine reale Gefahr einer Verletzung des Art. 3 EMRK
in Italien sprechen, glaubhaft machen, weshalb die Regelvermutung des 8 5 Abs. 3 AsylG 2005, wonach ein Asylwerber
in einem "Dublinstaat" Schutz vor Verfolgung findet, greift.Der Beschwerdeflihrer konnten keine besonderen Grunde,
die fur eine reale Gefahr einer Verletzung des Artikel 3, EMRK in Italien sprechen, glaubhaft machen, weshalb die
Regelvermutung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005, wonach ein Asylwerber in einem "Dublinstaat" Schutz vor
Verfolgung findet, greift.

3.5.1.2. Medizinische Krankheitszustéande; Behandlung in Italien:

Unbestritten ist, dass nach der allgemeinen Rechtsprechung des EGMR zu Art. 3 EMRK und Krankheiten, die auch im
vorliegenden Fall maRgeblich ist, eine Uberstellung nach Italien nicht zuldssig ware, wenn durch die Uberstellung eine
existenzbedrohende Situation drohte und diesfalls das Selbsteintrittsrecht der Dublin [I-VO zwingend auszuiben
ware.Unbestritten ist, dass nach der allgemeinen Rechtsprechung des EGMR zu Artikel 3, EMRK und Krankheiten, die
auch im vorliegenden Fall maBgeblich ist, eine Uberstellung nach Italien nicht zuldssig ware, wenn durch die
Uberstellung eine existenzbedrohende Situation drohte und diesfalls das Selbsteintrittsrecht der Dublin 1I-VO

zwingend auszutben ware.

Im vorliegenden Fall konnten seitens des Beschwerdeflhrers keine akut existenzbedrohenden Krankheitszustéande
oder Hinweise einer unzumutbaren Verschlechterung der Krankheitszustande im Falle einer Uberstellung nach Italien
belegt werden, respektive die Notwendigkeit weiterer Erhebungen seitens des Asylgerichtshofes. Aus der Aktenlage
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sind keine Hinweise auf das Vorliegen von (schweren) Erkrankungen ersichtlich. Auch in der Beschwerde wurde nichts
Gegenteiliges vorgebracht.

Zusammenfassend sieht der Asylgerichtshof im Einklang mit der diesbezuglichen Sichtweise des Bundesasylamtes
keinen Anlass, Osterreich zwingend zur Anwendung des Art. 3 Abs. 2 Dublin 11-VO infolge drohender Verletzung von
Art. 3 oder Art. 8 EMRK zu verpflichten.Zusammenfassend sieht der Asylgerichtshof im Einklang mit der
diesbeziiglichen Sichtweise des Bundesasylamtes keinen Anlass, Osterreich zwingend zur Anwendung des Artikel 3,
Absatz 2, Dublin 1I-VO infolge drohender Verletzung von Artikel 3, oder Artikel 8, EMRK zu verpflichten.

3.6. Spruchpunkt I. der angefochtenen Entscheidung war sohin (in Bestatigung der Beweisergebnisse und rechtlichen
Wirdigung des Bundesasylamtes) mit obiger ndherer Begrindung zu bestatigen.3.6. Spruchpunkt rémisch eins. der
angefochtenen Entscheidung war sohin (in Bestatigung der Beweisergebnisse und rechtlichen Wuirdigung des
Bundesasylamtes) mit obiger ndherer Begrindung zu bestatigen.

3.7. Zu Spruchpunkt II:

Die Erwdgungen des Bundesasylamtes zu Spruchpunkt Il. waren mit den oben zu Spruchpunkt I. getdtigten
Ausfiihrungen zu Gbernehmen. Wie dort dargelegt, kommt es durch eine Uberstellung bzw. Ausweisung zu keiner
Verletzung des Privat- und Familienlebens des Beschwerdefiihrers iSd Art 8 EMRK.Die Erwdgungen des
Bundesasylamtes zu Spruchpunkt rémisch zwei. waren mit den oben zu Spruchpunkt rémisch eins. getatigten
Ausfiihrungen zu (ibernehmen. Wie dort dargelegt, kommt es durch eine Uberstellung bzw. Ausweisung zu keiner
Verletzung des Privat- und Familienlebens des Beschwerdeflhrers iSd Artikel 8, EMRK.

Auch im Beschwerdeverfahren sind keine Hinweise hervorgekommen, die eine Aussetzung der Uberstellung des
Beschwerdefiihrers erforderlich erscheinen lieBe. Diese erweist sich daher bezogen auf den Entscheidungszeitpunkt

als zulassig.

3.8. Da der Beschwerdefiihrer Osterreich bereits verlassen haben diirfte (gemaR GVS-Auszug vom 08.06.2010 wurde
der BF wegen Abwesenheit/unbekannter Aufenthalt am 19.05.2010 aus der Grundversorgung entlassen; am
19.04.2010 hatte er erklart, freiwillig in sein Herkunftsland zurlckkehren zu wollen), ist im gegenstandlichen Fall
gemal § 41 Abs. 6 des Asylgesetzes 2005, BGBI | Nr. 100/2005 (AsylG 2005) festzustellen, dass die vom Bundesasylamt
verflgte Ausweisung gemaRl § 10 Abs. 1 Z 1 AsylG zum Zeitpunkt der Erlassung rechtmal3ig war, weshalb spruchgemaRi
zu entscheiden war.3.8. Da der Beschwerdefiihrer Osterreich bereits verlassen haben diirfte (gemaR GVS-Auszug vom
08.06.2010 wurde der BF wegen Abwesenheit/unbekannter Aufenthalt am 19.05.2010 aus der Grundversorgung
entlassen; am 19.04.2010 hatte er erklart, freiwillig in sein Herkunftsland zurlckkehren zu wollen), ist im
gegenstandlichen Fall gemaR Paragraph 41, Absatz 6, des Asylgesetzes 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus
2005, (AsylG 2005) festzustellen, dass die vom Bundesasylamt verfligte Ausweisung gemal3 Paragraph 10, Absatz eins,
Ziffer eins, AsylG zum Zeitpunkt der Erlassung rechtmaRig war, weshalb spruchgemaR zu entscheiden war.

3.9. GemaR § 41 Abs 4 AsylG konnte von der Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung abgesehen werden. Eine
gesonderte Erwagung bezlglich einer allfalligen Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung konnte angesichts des
Spruchinhaltes entfallen.3.9. GemaR Paragraph 41, Absatz 4, AsylG konnte von der Durchfihrung einer mindlichen
Verhandlung abgesehen werden. Eine gesonderte Erwdgung bezlglich einer allfalligen Zuerkennung der
aufschiebenden Wirkung konnte angesichts des Spruchinhaltes entfallen.

Es war somit spruchgemaf zu entscheiden.
Schlagworte

Ausweisung rechtmaRig, Glaubwiirdigkeit, real risk
Zuletzt aktualisiert am

06.07.2010

Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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